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Der Abschluss dieses Arbeitnehmerüberlassungsvertrages begrün-
det keine arbeitsrechtlichen Beziehungen zwischen dem Mitarbeiter 
und dem Kunden. 
Im Rahmen unseres Direktionsrechts sind wir berechtigt, die Ausfüh-
rung des Auftrages auch einem anderen, gleich qualifizierten Mitarbei-
ter zu übertragen. 
Der Mitarbeiter wird von uns mit berufsüblicher Arbeitskleidung und 
allgemeinen Arbeitsschutzmitteln ausgestattet. 
Der Mitarbeiter hat die berufliche Eignung und ist zur Ausführung des 
spezifischen Kundenauftrages in der Lage. Er darf daher auch nur die 
seinem Berufsbild entsprechenden Tätigkeiten ausführen und nur sol-
che Geräte, Maschinen und Werkzeuge verwenden oder bedienen, die 
zur Ausführung dieser Tätigkeit erforderlich und zugelassen sind. Bei ei-
ner Änderung des Auftrages (z.B. Umsetzung des Mitarbeiters, Ände-
rung der zu verrichtenden Tätigkeit etc.) ist der Kunde verpflichtet, uns 
unverzüglich zu informieren, damit eventuell erforderliche Schutzmaß-
nahmen (z.B. zusätzliche persönliche Schutzausrüstung, arbeitsmedizi-
nische Vorsorge etc.) geklärt und umgesetzt werden können. Uns ist je-
derzeit der Zutritt zum Tätigkeitsbereich unseres Mitarbeiters zu ermög-
lichen. 
Der Kunde trägt dafür Sorge und hat sich fortlaufend davon zu überzeu-
gen, dass alle am Beschäftigungsort des Mitarbeiters geltenden Unfall-
verhütungs- und Arbeitsschutzvorschriften sowie die Bestimmungen 
des Arbeitszeitgesetzes eingehalten werden und die Gefährdungsbeur-
teilung im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) durchgeführt 
und dokumentiert ist. Auf Nachfrage stellt der Kunde uns diese zur Ver-
fügung. Einrichtungen und Maßnahmen der Ersten Hilfe müssen ge-
währleistet sein.  
Der Kunde hat den Mitarbeiter über die bei den zu verrichtenden Tätig-
keiten auftretenden arbeitsplatzspezifischen Gefahren sowie über die 
Maßnahmen zu deren Abwendung vor Beginn der Beschäftigung zu un-
terweisen. Soweit der Mitarbeiter im Betrieb des Kunden Tätigkeiten mit 
Gefahrstoffen, mit biologischen Arbeitsstoffen (einschließlich gentechni-
schen Arbeiten mit humanpathogenen Organismen) oder physikali-
schen Einwirkungen ausgesetzt ist oder gefährdende Tätigkeiten im 
Sinne der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) 
ausübt, wird der Kunde uns über die vor Beginn der Tätigkeit durchzu-
führende arbeitsmedizinische Vorsorge informieren. Die für die auszu-
führende Tätigkeit jeweils erforderliche arbeitsmedizinische Vorsorge 
wird im Arbeitnehmerüberlassungsvertrag festgelegt. 
Bei einem Arbeitsunfall sind wir unverzüglich zu informieren. Ein mel-
depflichtiger Arbeitsunfall wird gemeinsam untersucht und vom Kunden 
unverzüglich der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft mittels schriftlicher 
Unfallanzeige gemeldet. Eine Kopie der Unfallanzeige ist vom Entleiher 
an die für seinen Betrieb zuständige Berufsgenossenschaft zu übersen-
den.  
In der ersten Woche kann dieser Arbeitnehmer-überlassungsvertrag 
mit der Frist von einem Werktag, bis zum Ablauf des 5. Monats der 
Überlassung mit einer Frist von 5 Werktagen zum Ende der Kalender-
woche und ab dem 6. Monat der Überlassung mit einer Frist von 14 
Werktagen zum Ende der Kalenderwoche gekündigt werden. Sams-
tage sowie Sonn- und Feiertage zählen nicht als Werktage. 
Begründet der Kunde ohne vorhergehende Arbeitnehmerüberlassung 
ein Arbeitsverhältnis mit dem von uns vorgeschlagenen Kandidaten, 
besteht Einigkeit, dass dieses durch Vermittlung bzw. Nachweis von 
Modis GmbH entstanden ist und ein Vermittlungs- bzw. Nachweisho-
norar in marktüblicher Höhe nach sich zieht. 
Der Kunde hat uns vor Überlassungsbeginn schriftlich sämtliche Infor-
mationen zu erteilen, welche für eine den gesetzlichen und tariflichen 
Vorgaben entsprechende Beschäftigung und Entlohnung der zu über-
lassenden Mitarbeiter, etwa für die Ermittlung der zulässigen 
Höchstüberlassungsdauer gemäß § 1b AÜG und die Anwendung des 
Gleichstellungsgrundsatzes aus § 8 AÜG, erforderlich sind. Er hat uns 
insbesondere vor Überlassungsbeginn schriftlich vollständig und wahr-
heitsgetreu über sämtliche im Kundenbetrieb anwendbaren Tarifver-
träge,  Betriebsvereinbarungen und deren Inhalte, dessen Branchen-
zugehörigkeit sowie sämtliche Vorbeschäftigungen des Mitarbeiters im 
Kunden oder bei einem mit dem Kunden gemäß § 18 AktG verbunde-
nen Unternehmen Auskunft zu erteilen. Hinsichtlich etwaiger Vorbe-
schäftigungen hat der Kunde insbesondere mitzuteilen, ob der zu über-
lassende Mitarbeiter in den sechs Monaten vor der Überlassung aus 
einem Arbeitsverhältnis mit dem Kunden oder einem mit ihm im Sinne 
des § 18 AktG verbundenen Unternehmen ausgeschieden und/oder 
ob er in den drei Monaten vor Überlassungsbeginn bereits als Zeitar-
beitnehmer an den Kunden überlassen worden ist. Findet bei dem 
Kunden ein Tarifvertrag oder eine Betriebsvereinbarung, die auf einem 
Tarifvertrag beruht, Anwendung, der/die eine abweichende 
Höchstüberlassungsdauer mit einer abweichenden Vorbeschäfti-
gungsprüfung vorsieht, ist der Kunde verpflichtet, entsprechend dieser 
Fristen Auskunft zu erteilen. Abweichende Regelungen sind mittels 
Vorlage der Tarifverträge/ Betriebsvereinbarungen durch den Auftrag-
geber nachzuweisen. 

Wir übermitteln dem Kunden Namen, Vornamen und Geburtsdatum 
der zu überlassenden Mitarbeiter, so dass der Kunde seine Prüfpflich-
ten nach AÜG erfüllen kann. Sollte keine Überlassung zustande kom-
men, sichert der Kunde zu, diese Daten unverzüglich zu löschen. An-
sonsten hat die Datenlöschung vier Monate nach Beendigung der 
Überlassung zu erfolgen, es sei denn eine längere Aufbewahrung ist 
durch andere gesetzliche Grundlagen gerechtfertigt. Sollte ein Tarifver-
trag mit abweichender Höchstüberlassungsdauer und abweichender 
Vorbeschäftigungsprüfung bestehen, darf der Kunde die Daten wäh-
rend dieser Dauer plus 1 Monat nach Beendigung der Überlassung 
speichern, es sei denn, eine längere Aufbewahrung ist durch andere 
gesetzliche Grundlagen gerechtfertigt. 
 Ergibt sich eine Pflicht zur Gleichstellung des Mitarbeiters gemäß § 8 
Abs. 4 S.1 AÜG, ist der Kunde verpflichtet, unverzüglich alle Informati-
onen hinsichtlich des  Arbeitsentgelts vergleichbarer Arbeitnehmer des 
Kunden schriftlich zur Verfügung zu stellen. Im Fall des § 8 Abs. 3 AÜG 
erstreckt sich die Verpflichtung des Kunden auf die wesentlichen Ar-
beitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts. Wenn und soweit 
der Kunde keine, unvollständige oder unzutreffende Angaben macht, 
haben wir das Recht zur außerordentlichen fristlosen Kündigung der 
geschlossenen Verträge und der Kunde haftet ggü. uns für sämtliche 
Schäden, welche uns aus den nicht oder fehlerhaft erteilten Informatio-
nen resultieren.  
Erteilt der Kunde die zu erteilenden Informationen vor Überlassungs-
beginn nicht, nicht vollständig und/oder unzutreffend und liegt dem ver-
einbarten Stundenverrechnungssatz deshalb eine unzutreffende An-
nahme  über den dem Mitarbeiter zu zahlenden Lohn zugrunde, sind 
wir berechtigt, den Stundenverrechnungssatz unter Zugrundelegung 
des tatsächlichen Sachverhalts neu zu ermitteln und rückwirkend an-
zupassen. Die Anpassung erfolgt grundsätzlich in dem prozentualen 
Verhältnis, in welchem der tatsächlich an den Mitarbeiter zu zahlende 
Stundenlohn zu dem ursprünglich zugrunde gelegten Stundenlohn 
steht. Entsprechendes gilt, wenn sich nach Beginn der Überlassung 
Änderungen der gesetzlichen oder tariflichen Bestimmungen, einschlä-
giger Branchentarifverträge, von Regelungen über Lohnuntergrenzen 
oder sonstiger lohnrelevanter Regelungen und Vereinbarungen erge-
ben und/oder sonstige lohnrelevante Änderungen eintreten, etwa dass 
der Mitarbeiter nach dem Gesetz oder auf Wunsch des Kunden im 
Sinne des § 8 AÜG mit vergleichbaren Arbeitnehmern des Kunden 
gleichzustellen ist. Der Kunde hat auf entsprechende Änderungen un-
verzüglich hinzuweisen. 
Eine Haftung für sämtliche durch den Mitarbeiter anlässlich seiner Tä-
tigkeit bei dem Kunden verursachten Schäden ist, soweit gesetzlich zu-
lässig und soweit die Haftung nicht durch die von uns für unser Unter-
nehmen abgeschlossene Haftpflichtversicherung über EUR 5,5 Mio. 
abgedeckt wird, ausgeschlossen. Diese Haftpflichtsumme gilt pauschal 
für Personen- und Sachschäden. 
Im Übrigen haften wir in jedem Fall aus gesetzlichen und vertraglichen 
Haftungstatbeständen  nur bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Ver-
ursachung des Schadens. Auch in diesem Fall ist unsere Haftung auf 
den für uns vorhersehbaren Schaden begrenzt. Der Kunde stellt uns 
von allen etwaigen Ansprüchen frei, die dritte Personen im Zusammen-
hang mit der Ausführung oder Verrichtung der dem Mitarbeiter übertra-
genen Tätigkeit erheben sollten. 
Beim Einsatz des Mitarbeiters in einer Vertrauensstellung sowie mit 
Zugang zu Geld und Wertsachen ist insbesondere auch jede delikti-
sche Haftung für das Verhalten des Mitarbeiters ausgeschlossen. 
Unsere Verrechnungssätze verstehen sich netto zuzüglich der ge-
setzlichen Mehrwertsteuer.  
Die Rechnungsstellung erfolgt im Normalfall wöchentlich anhand der 
vom Kunden unterschriebenen Leistungsnachweise. Überstunden-, 
Feiertags-, Schicht- und andere branchenübliche Zuschläge werden 
mit dem entsprechenden Zuschlagsatz auf den Verrechnungssatz in 
Rechnung gestellt. Die Rechnungsbeträge sind sofort nach Rech-
nungseingang ohne Abzug zahlbar, es sei denn, im Arbeitnehmerüber-
lassungsvertrag ist ein Zahlungsziel vereinbart. Der Mitarbeiter ist nicht 
befugt, Zahlungen entgegenzunehmen.  
Wir behalten uns vor, im Falle des Zahlungsverzuges unsere Dienst-
leistungen bis zur vollständigen Bezahlung einzustellen sowie Ansprü-
che gemäß § 288 BGB geltend zu machen.  
Im Rahmen der Geschäftsbeziehungen werden die zur elektroni-
schen Datenverarbeitung notwendigen Daten durch uns gespeichert. 
Darüber hinaus wird zum Zweck der Kreditprüfung und Bonitätsüber-
wachung im Rahmen der geltenden Gesetze ein Datenaustausch mit 
Auskunfteien, wie EULER HERMES, Bisnode Deutschland, Creditre-
form und Bürgel Wirtschaftsauskunfteien vorgenommen. Der Kunde 
erklärt sich hiermit einverstanden.  
Wir führen Werbung sowie Markt- und Meinungsforschung ge-
mäß Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) durch. Dem Kunden steht ein 
jederzeitiges Widerspruchsrecht gemäß § 28 Abs. 4 BDSG gegen 
die Verwendung seiner personenbezogenen Daten für diese Zwecke 
zu.  
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist der jeweilige Ort unserer beauf-
tragten Niederlassung. 


